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wenn er nur die gegenÄberstehenden Interessen pflichtmÅÇig be-
rÄcksichtigt und nicht gegen den Willen des GefÅhrdeten handelt:
gegen den Willen handelt er nicht schon dann, wenn die Ein-
willigung des GefÅhrdeten nicht erklÅrt ist, sondern nur, wenn der
entgegenstehende Wille festgestellt ist und der Arzt diesen ent-
gegenstehenden Willen kannte oder doch vermutete; bloÇes Kennen-
mÄssen genÄgt hier nicht, um die Berufung auf Nothilfe auszu-
schlieÇen (vgl. Denkschrift S. 38). Handelt er in der bezeichneten
Weise gegen den Willen, so entfÅllt die Berufung auf Nothilfe, aber-
auch in diesem Falle greifen gegen den Arzt nicht die Bestimmungen
Äber KÉrperverletzung Platz, sondern er macht sich nur der eigen-
mÅchtigen Heilbehandlung nach $ 313 schuldig (siehe oben unter
Nr. 1). Handelt es sich aber um Einleitung einer FrÄhgeburt oder
um Perforation, so ist der nicht gegen den Willen der Schwangeren
tÅtig werdende Arzt durch die Bestimmung Äber den Notstand ge-
schÄtzt, mag auch die Schwangere nicht zu seinen AngehÉrigen
zÅhlen. Handelt er aber hier gegen den Willen der Schwangeren,
entfÅllt also die Berufung auf N oktand, so bliebe in diesem Falle
noch eine strafbare Abtreibung oder TÉtung Äbrig, da es sich nicht
um eine Heilbehandlung im Sinne des $ 313 handelt (Denkschrift
S. 238). F
Ñ Um auch diesen letzten Rest einer unangemessenen strafrecht

lichen WÄrdigung Årztlicher Nothilfe zu beseitigen, bestimmt der Ent-
wurf in $ 288: Wer gegen den Willen einer Schwangeren ihre Frucht ode-
ihr in der Geburt begriffenes Kind tÉtet, um von ihr eine nicht anderr
abwehrbare schwere Gefahr fÄr Leben oder Gesundheit abzuwendens
wird mit GefÅngnis bis zu 3 Jahren oder mit Geld-,
strafe bestraft. Den lediglich aus medizinischer Indikation zur
Rettung der Mutter tÅtig werdenden Arzt, der, weil er gegen den
Willen der Schwangeren handelt, durch die Notstandsbestimmung
nicht geschÄtzt ist, soll sonach nicht die entehrende Strafe der
Abtreibung oder gar der Lohnabtreibung treffen, sondern nur die
mildere Strafe des $ 288. Hat der Arzt den entgegenstehenden Willen
der Schwangeren weder gekannt noch vermutet, so bleibt ihm, wenn
im Äbrigen die Voraussetzungen der Nothilfe gegeben sind, die
Berufung auf diese Äbrig, da es hier Ö anders wie bei $ 313 (s. 0.) Ö
zum Handeln gegen den Willen nicht ausreicht, daÇ der Arzt einen
entgegenstehenden Willen bei entsprechender Aufmerksamkeit ver-
muten sollte oder konnte. Es wÅre ungerechtfertigt, von dem als
Nothelfer oder im Falle des Ü$ 288 tÅtig werdenden Arzte in dem
Augenblick, wo ein schneller EntschluÇ geboten ist, zu verlangen,
daÇ er eine sorgfÅltige Ueberlegung darÄber anstellt, was der Ge-
fÅhrdete etwa will; anders bei $ 313, wo Gefahr im Verzug nicht in
Frage kommt (Denkschrift S. 38). Der $ 288 gilt jedoch nur fÄr
die FÅlle rein medizinischer Indikation, wÅhrend die aus sozialer
oder eugenischer Indikation, sei es auch vom Arzte vorgenommene
Unterbrechung der Schwangerschaft als Abtreibung strafbar bleibt.
Es ist also in Zukunft mit folgender Rechtslage zu rechnen: Die aus
nicht rein medizinischer Indikation vom Arzte vorgenommene Unter-
brechung der Schwangerschaft wird nach wie vor als ÜAbtreibung
bestraft; das Gleiche gilt fÄr die aus medizinischer Indikation vor-
genommene, wenn es sich nicht darum handelt, von der Schwangeren
eine nicht anders abwendbare schwere Gefahr fÄr Leib oder Leben
abzuwenden; handelt es sich aber darum, so wird der Arzt, wenn

im Äbrigen die Voraussetzungen der Nothilfe ($ 77) gegeben: sind,
wenn er insbesondere unter den gegebenen UmstÅnden auch nicht
gegen den Willen der Schwangeren tÅtig wird, nach $ 22 straffrei,

ohne RÄcksicht, ob es sich um eine-AngehÉrige handelt oder nicht,

und verfÅllt, wenn er gegen den Willen der Schwangeren handelt
und sich deshalb nicht auf Nothilfe berufen kann, nicht der Strafe
der Abtreibung, sondern der Bestimmung des $ 288.

4. Von den vorstehend behandelten FÅllen, in, denen der Arzt stets

lege artis handelt, sind scharf zu unterscheiden diejenigen, in welcher
er unter fahrlÅssiger Verletzung der ihm obliegenden Berufspflichten
Åtig wird, die sogenannten Kunstfehler. Hier macht er sich, wenn
infolge seiner FahrlÅssigkeit eine KÉrperverletzung oder der Tod

des Kranken eintritt, nach wie vor der fahrlÅssigen KÉrperverletzung
oder TÉtung schuldig. Der Begriff der FahrlÅssi keit ist der gleiche
wie bisher, nur insofern in & 14 Entwurf schÅrfer herausgearbeitet,
als zwischen nicht bewuÇter und bewuÇter FahrlÅssigkeit: unter-
schieden wird, dem Falle, in welchem der TÅter, indem er die
Sorgfalt auÇerachtlÅÇt, zu der er nach den UmstÅnden und nach
seinen persÉnlichen VerhÅltnissen verpflichtet und imstande ist, nicht
voraussieht, daÇ sich der Tatbestand der strafbaren Handlung ver-
wirklichen kÉnne, und dem Fall, in welchem er, obwohl er dies
fÄr mÉglich hÅlt, darauf vertraut, daÇ es nicht geschehen werde.
Eine Abweichung vom geltenden Rechte bringt der Entwurf bei den
FahrlÅssigkeitsdelikten in Folgendem: Das geltende Recht straft
strenger, wenn der die fahrlÅssige KÉrpgrverletzung oder TÉtung
begehende TÅter durch Amt, -Beruf oder Gewerbe zu besonderer
Aufmerksamkeit verpflichtet war. Der Entwurf sieht von diesem
StrafschÅrfungsgrund ab und ÄberlÅÇt es dem Richter, in solchen
FÅllen eine, wenn erforderlich, hÉhere Strafe innerhalb des ge-
wÉhnlichen Strafrahmens auszusprechen,

5. Die Bestimmung in oe StGB. Äber die Wahrung des Berufs-
geheimnises hat im $ 355 Entwurf mehrfache Aenderungen. erfahren.
Die Kasuistik des geltenden Rechts wird verallgemeinert; als TÅter
kommen in Zukunft in Betracht alle Personen, welche
die Heilkunde, die Krankenpflege, die Geburtshilfe,
das Apothekergewerbe betreiben, sowie ihre berufs-
mÅÇigen Gehilten. KÄnftig werden/also auch die nicht-

Årztlichen beruflichen Heilbehandler von der Bestim-
mung betroffen. Gehilfe ist auch, wer nur zu seiner Ausbildung
(als Arzt, Hebamme, Krankenpfleger) Hilfsdienste entgeltlich oder
unentgeltlich leistet. Nicht nur die áanvertrautenà Privatgeheim-
nisse mÄssen bewahrt werden, wie bisher, sondern auch solche, die
dem Arzte zwar nicht anvertraut, ihm aber nur kraft seines Berufes
zugÅnglich geworden sind. Wie bisher, so ist auch in Zukunft nur
die unbefugte Offenbarung strafbar. Unbefugt ist sie dann, wenn
eine besondere Befugnis zur Offenbarung nicht bestand. Um viel-
fach bestehende Zweifel abzuschneiden, erklÅrt der Entwurf eine
Offenbarung aber auch dann fÄr nicht unbefugt, wenn sie zur
Wahrnehmung berechtigter privater oder Éffentlicher Interessen er-
forderlich war und dabei die sich gegenÄberstehenden Interessen
pflichtmÅÇig berÄcksichtigt worden sind. DaÇ auch bei dieser Fas-
sung noch Zweifel Äbrig bleiben und es fÄr den Arzt wie fÄr den
Richter nicht immer leicht sein wird zu entscheiden, ob die Offen-
barung ábefugtà war, habe ich schon in Nr. 24 der D. m. W. von
1911 ausgefÄhrt. Hinsichtlich der dort ebenfalls schon berÄhrten, in
der Denkschrift nicht nÅher erÉrterten Frage, ob der als Zeuge
vernommene Arzt, unbekÄmmert um seine Schweigepflicht, Privat-
geheimnisse offenbaren dÄrfe, stehe ich nachâ wie vor auf dem
Errhre und nÅher begrÄndeten Standpunkt, daÇ dies nicht
er Fall ist.

6. Die bei einem Zweikampfe zugezogenen Aerzte sind wie bisher
($ 209 StGB.), so auch in Zukunft straffrei ($ 304 Entwurf). Der
orentwurf sprach statt von ázugezogenen Aerztenà von den áals

Aerzten zugezogenen Personenà (& 225 Vorentwurf), um damit zum
Ausdruck zu bringen, daÇ unter die Bestimmung auch die besonders
bei Studentenmensuren hÅufig als Aerzte zugezogenen, noch nicht
approbierten Mediziner fallen. Der Entwurf ist zur Ausdrucksweise
des geltenden Gesetzes zurÄckgekehrt; es ist aber anzunehmen, daÇ
Mer er jene Personen als unter die Bestimmung fallend erachten
wollte.

7. Nach $ 174 Nr.3 StGB. werden Aerzte oder andere Medi-
zinalpersonen, welche in GefÅngnissen oder in Éffentlichen, zur
Pflege von Kranken, Armen oder anderen Hilflosen bestimmten An-
stalten beschÅftigt oder angestellt sind, bestraft, wenn sie mit den
in das GefÅngnis oder in die Anstalt aufgenommenen Personen un-
zÄchtige Handlungen vornehmen. In $ 324 Abs.2 Entwurf wird
diese Vorschrift auf áprivateà Anstalten (Sanatorien, KrankenhÅuser
usw.) ausgedehnt, da fÄr die Insassen dieser Anstalten das gleiche
SchutzbedÄrfnis gegen unsittliche Zumutungen der Personen besteht,
deren Aufsicht oder Obhut sie unterstellt sind. Der Strafschutz wird
ferner nicht nur wie bisher gegen Aerzte und andere Medizinal-
personen gewÅhrt, sondern auch gegenÄber dem Dienst- und Warte-
personal; $ 324 spricht deshalb allgemein von Personen, die in den
erwÅhnten Anstalten áangestellt oder beschÅftigtà sind. Ge-
troffen werden ferner Personen, die áInhaberà solcher Anstalten oder
áals Inhaber daran beteiligtà sind. Eine EinschrÅnkung bringt der
Entwurf aber insoweit, als er verlangt, daÇ der, mit dem die un-
zÄchtige Handlung vorgenommen wird, nicht nur áin die Anstalt
aufgenommenà ist, sondern auch áunter Aufsicht oder Obhutâ des
TÅters steht. Diese Voraussetzung trifft zu, wenn die Aufsicht oder
BehÄtung der Insassen Äberhaupt zu den Aufgaben des TÅters ge-
hÉrt, und es ist nicht nÉtig, daÇ der TÅter gerade zur Aufsicht oder
Obhut Äber den zustÅndig war, mit dem er sich vergangen hat.
HÅtte man die oben erwÅhnte EinschrÅnkung nicht getroffen, so
kÅme man bei der Ausdehnung insbesondere auf private Anstalten
und auf das Dienstpersonal dazu, auch das DienstmÅdchen eines
Sanatoriums zu bestrafen, das sich mit einem dort aufgenommenen
Gaste einlÅÇt.

8. Die Ausstellung falscher (inhaltlich unwahrer) Årztlicher Zeug-
nisse ($ 278 StGB.) ist auch nach dem Entwurf $ 242 strafbar. An
Stelle der áAerzte und anderen approbierten Medizinalpersonenà
nennt $ 242: áAerzte, ZahnÅrzte oder TierÅrzteà als TÅter. Nicht
nur áZeugnisse Äber den Gesundheitszustandà, sondern auch solche
áÄber die Ursache des Todesà fallen unter $ 242. In Betracht
kommen nach wie vor nur solche Zeugnisse, welche ázum Gebrauch
bei einer BehÉrde, einer Éffentlichen Versicherungsanstalt oder einer
anderen Versicherungsunternehmungà ausgestellt werden. Der TÅter
muÇ áwissentlichà handeln, d. h. nach der Sprache des Entwurfs mit
bestimmtem Vorsatz (dolus directus), unbestimmter Vorsatz (Eventual-
dolus) genÄgt nicht. Das Strafminimum des 8 278 StGB. Ö ein
Monat GefÅngnis Ö ist aufgegeben, es kann bis auf einen Tag
heruntergegangen werden.
., 9 Zu erwÅhnen ist ferner die Bestimmung des $ 400 Entwurf
Äber TierquÅlerei wegen ihrer etwaigen Beziehungen zur Vivisektion.
Nach $ 400 wird mit GefÅngnis bis zu 6 Monaten oder mit Geld-
strafe bis zu 3000 M. bestraft, wer ein Tier boshaft quÅlt oder
roh miÇhandelt. DaÇ die Tat Éffentlich oder in Aergernis erregender
Weise. begangen wird, wird nicht mehr gerlangt (anders $ 360
Nr. 13 StGB.). Trotzdem ist keine Rede davon, daÇ die Bestimmung
des $ 400 auf die Behandlung von Tieren zutrifft, die nur aus
wissenschaftlichen BeweggrÄnden erfolgt. Es mÄssen stets Hand-
lungen in Frage sein, in denen sich eine besonders rohe Gesinnung,
eine Bosheit des Charakters ausspricht, sonach scheiden Handlungen
aus, die, obwohl sie dem Tiere Leiden und Qualen zufÄgen, zur
Wahrnehmung berechtigter menschlicher Interessen vorgenommen
werden mÄssen. Solche Handlungen kÉnnen nur dann strafbar wer-
den, wenn sie in einer Weise vorgenommen werden, daÇ dem Tier


